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Die Verstümmelung weiblicher Geschlechtsorgane

(zu Rosenke, ZRP 2001' 377)
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l,nstarrdsgefühl der uerständigen Personen für nraßgeblich (vgl.
Sacft, NJW 1985, 761' [762] nt. w. Nachw.). Interessanterweise
gel'lt Rosefllrc davon aus, dass die an einel Genitalverstümnre-
iung beteiligten Personen - vor allem wohl die Eltern der
Frauen und Mädchen - nicirt verständig sind, weil sie die Fol-
gen der Verstünrmelung nicirt übersehen könr.len. Die Verfasse-
iin geht sogar noch dar'über hinaus und vertrift die Auffassung,
dasi selbst diese Personen, nachdem sie durch eine Pflichtbera-
rullg zu verständigen Personen geworden sind, regelmäßig von
der Genitalverstümmelung Abstand nehmen werden (ZRP
2001, 377 [379 rechte Spalte]). 

'Süas 
liegt also näher, als im

Falle eirier Genitalverstümmelung einen Verstoß gegen die guten
Sitten zu beiahen?

3. Rosen.ke schlägt vor, die Genitalverstümmelung de lege
ferenda unter der Voraussetzung straffrei zu stellen, dass sich die
Eltern und sonsdge beteiligte Personen einer Pflichtberatung
unterzogen haben. Diese Pflichtberatung soll mit einera so ge-
nannten,,Beratungsschein" bestätigt werden. Trotz Straffreiheit
soll der Eingriff rechtswidrig bleiben. Es liegt auf der Hand, dass
Rosenke hier das Modell des Abtreibungsstrafrechts in der vom
BYerfG (BVerfGE 88, 203 ff. = NJ$T 93, 7757) vorgegebenen
Form inr Auge hatte. So umstritten dieses Modell schon in Bezug
auf das Abtreibungsstrafrecht ist, desto weniger eignet es sich
zur Übertragung auf andere Strafrechtsbereiche. Die geltenden
$$ 218fi. SIGB sind das Ergebnis eines lahrelangen Ringens um
den Ausgleich verschiedener verfassungsrechtlich geschützter
Güter (vgl. Wolnik, Der Diskurs über die Erlaubnis zur Abtrei-
bung [2011], S.60ff.). Das BVerfG hat in seinem zweiten Ab-
treibungs-Urteil das Lebensrecht des Ungeborenen und die
Grundreclrte der Schwangeren aus Art. 1 I, 2 II und 2 I GG
berücksichtigen müssen (vgl. den 5. Leitsatz sowie D. L2.b, und
c, der Entscheidungsgründe). Es hat aber deutlich herausgestellt,
dass sich die Schwangere keinesfalls auf eine durch Art. 4 I GG
gescirützte Grundrechtsposition berufen kann (5.Leitsatz
a, E. u. E. II.2.d, der Entscheidungsgründe). Erst vor diesem I{in-
tergrund der widerstreitenden lrochrangigen Verfassungsgüter
wird das geltende Abtreiburigsstrafrechts mit seiner teilweisen
DürcirbreÄung des dreistuffien Straftatbegriffs verständlich.
Dabei koirimt es nicht darauf an, ob man es inhaltlich befür-
wortet oder ablehrrt. L'r den hier vorliegenden Fällen der vorsätz-
Iichen Genitalverstümmelunq an Frauän und Mädchen bestehen
keine verfassungsrechtlich [eschütztel Positionen der Elteur.
Insbesondere körrnen sich die E1ter:n ebenso lvenig auf Art. 4 I
GG ber:ufen, wie die Schwangere inr Falle der Abtreibung. Die
Eingriffe sind nach Rosutkes eigener Darstellung derart irrtensiv,
dass sie die Flauen sogar zu eir:enr nicht uuerheblichen Prozent-
satz iu die Gefahr des Todes bringen. Wie aber soll das Straf-
recht seir ie Glaubwürdigl<eit  bewal 'rren, werln es die Strafandro-
hung bezüglich derartigel intensivet' Rechtsgutsverletzungen
ohnä verfaJsungsrechtlicl gebotene Notweridigkeit relativiärt?
Din unglaubwuidiges Strafi'eclit erleidet aber iwangsläufig Be-
schädigungen alr seiuer präventiven Wirkung.

4. Es fragt sich, warum ausgerechnet das deutsche Strafrecht
die Eltern äer beiroffenen Mädchen velaulassen soll, vor der
Durchführung del Genitalverstünlrlelullg eine Beratungsstelle
au{zusucherr. Iedenfalls steht diese Arrnahnre inr kr:assen Wider-
spruch zu der Feststellung, dass das Strafrecht keirre nenuens-

staatl iche und private Aufklärungskanllagnen, unr auf die g;au-

cnvol lcn Folg,en dct '  Genita lverstünrnrclung lr i trz-urveisen rr nd dic
I)roblenratikln däs Bervusstsein dcr Offcntl ichlccit  zu r i ickcn. j is

gibt aber lceincn Grund dic Strafdrohurrg (tei lu'cise) aufzuhebcn'
" 

5. Offcnsichtl ich ist l l t tsenl:e von i l trct l  eigener: lr4odell  nicht

sundheitsstörungen einhergchcn. Es ist nicl t t .nur höchst verwun-
dellich, warunr .ltoscz hc die Gtenze gerade hicr- ziehcn. ra'i]I,
sondern es zeigt auch, dass sie auf den Schutz des Strafrechts in
seirren natür ' l iälrcn Grenzen vertraut. Diesen Schutz verdienen
die Betroffer:en Frauen und Mädchen - egal wclc.he der beschrie-
benen Fonnen der Verstümtlrelung sie auf Veranlassung ihrer
Eltern/\/erwandten über sich ergelren lassen sollen. lX/elche

Schutzr:raßnahnren darüberhinaus getroffen werdetr können, be-
darf einer möglichst breiten aber auch sachverständigen Disl<us-
s to l l .

6. Rosenke ist zu Gute zu halten, dass sie lautere Ziele ver-
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